
nigung des Verfahrens zurücktreten; die durch die An­
fechtbarkeit entstehende Verzögerung soll aber auf ein 
Mindestmaß eingeschränkt werden durch die Bestim­
mung, daß das Bezirksgericht über die sofortige Be­
schwerde innerhalb von zwei Wochen zu entscheiden 
hat. In solchen Fällen, in denen es zur Sicherung der 
weiteren Erziehung und Entwicklung des Kindes er­
forderlich ist, hat das Gericht über das elterliche Erzie­
hungsrecht auch von Amts wegen einstweilige Anord­
nungen zu erlassen und das Organ der Jugendhilfe zur 
Bestellung eines Vormundes oder Pflegers zu veran­
lassen.
Das Gericht hat mit den Parteien den Sachverhalt auf­
zuklären und zu diesem Zweck alle für die Entschei­
dung erheblichen Umstände zu berücksichtigen. Es kann 
dabei nicht an die Sachvorträge der Parteien und die 
von ihnen angegebenen Beweismittel gebunden sein. 
Es kann nach Anhören der Parteien auch solche Tat­
sachen berücksichtigen, die für die Verhandlung und 
Entscheidung von Bedeutung, aber von den Parteien 
nicht vorgebracht worden sind, und es kann die Auf­
nahme von Beweisen darüber anordnen. — Diese Rege­
lung konnte inhaltlich aus der EheVerfO übernommen 
werden, da sie den Forderungen des neuen Familien­
verfahrens entspricht.
Die Stellung der Parteien und ihrer Vertreter wird 
wesentlich dadurch bestimmt, daß die Bürger bewußt 
ihre Familienbeziehungen selbst gestalten, wobei die 
Gesellschaft von allen Bürgern ein verantwortungs­
bewußtes Verhalten zur Ehe und Familie erwartet. 
Dieser Aufgabenstellung entsprechen das Recht und die 
Pflicht der Parteien, an den Verfahren und bei der 
Erforschung aller Umstände der Sache mitzuwirken, 
besonders an den Verhandlungen teilzunehmen und 
mit ihren Erklärungen den Konflikt, aus dem der 
Rechtsstreit entstanden ist, vollständig und wahrheits­
gemäß darzulegen. Auch die von den Parteien bestell­
ten Prozeßvertreter haben zur Verwirklichung der 
Ziele des Familienverfahrens beizutragen. Sie müssen 
die Parteien bei der Wahrnehmung ihrer Rechte unter­
stützen, erzieherisch auf sie einwirken und sie bereits 
vor der Einleitung des Verfahrens sachgemäß beraten.
Diese Stellung gibt den Parteien im Verfahren das 

. Recht, über ihre Ansprüche durch Klagerücknahme, 
Vergleich, Anerkenntnis oder Verzicht zu verfügen. 
Dieses Recht findet seine Grenze dort, wo die Prinzi­
pien des Familienrechts nicht eingehalten oder Rechte 
der anderen Partei verletzt werden.
Der Kläger kann die Klage zurücknehmen, ohne daß 
die Zustimmung des Gerichts dazu erforderlich ist. Der 
Zustimmung durch den Verklagten bedarf es nicht, 
wenn es sich um Verfahren über die Beendigung der 
Ehe, das Erziehungsrecht, die Vaterschaftsfeststellung, 
die Adoption oder den Unterhalt handelt. Bei diesen 
Verfahren kann es auf den Widerspruch des Verklagten 
nicht ankommen.
Mit der Rücknahme der Klage in Ehesachen, in Ver­
fahren über das elterliche Erziehungsrecht oder den 
Unterhalt wird dem Fortgang des Verfahrens der Bo­
den entzogen, weil dann kein Antrag mehr vorliegt, 
über den das Gericht entscheiden könnte.
Bei der Rücknahme der Klage auf Feststellung der 
Vaterschaft kann die Feststellung oder Anerkennung 
der Vaterschaft nicht ohne oder gegen den Willen der 
Mutter des Kindes erfolgen.
Auf die Zustimmung des Verklagten muß es aber an­
kommen, wenn mit der Rücknahme der Klage seine 
Rechte und Interessen verletzt werden. Das ist z. B. der 
Fall, wenn die Klage auf Verteilung des gemeinsamen 
Vermögens unmittelbar vor oder gar erst nach Ablauf 
der Frist von einem Jahr nach der Scheidung zurück­

genommen wird. Dadurch könnte der Verklagte Nach­
teile erleiden, weil der Kläger nach § 39 Abs. 3 FGB- 
Entwurf Alleineigentümer der in seinem Besitz befind­
lichen Sachen wird. In diesen und anderen, vor allem 
die Vermögensverhältnisse der Parteien betreffenden 
Verfahren muß die Klagerücknahme also von der Zu­
stimmung des Verklagten abhängig gemacht werden. 
Vergleich, Anerkenntnis und Verzicht sind zulässig, 
wenn sie den Prinzipien des Familienrechts entsprechen 
und mit den Zielen des Verfahrens vereinbar sind. 
Diese Voraussetzungen muß das Gericht vor Bestäti­
gung eines Vergleichs oder dem Erlaß eines Anerkennt­
nisurteils prüfen.
Die Bestätigung des Vergleichs erfolgt in der Regel im 
Urteil oder, wenn das Verfahren durch den Vergleich 
beendet wird, durch Beschluß. Bei dem Abschluß und 
der Bestätigung des Vergleichs muß das Gericht beson­
ders darauf achten, daß nicht infolge ungenügender 
Sachaufklärung und Belehrung die Rechte der Parteien 
verletzt werden. Die Parteien — oder eine von ihnen — 
sind dann unzufrieden und versuchen, von dem Ver­
gleich wieder loszukommen. Es sollte deshalb die Ver­
pflichtung des Gerichts statuiert werden, vor der Be­
stätigung des Vergleichs den Parteien eine kurze Wider­
rufsfrist zu gewähren, um alle Möglichkeiten der Wah­
rung der Rechte der Bürger zu nutzen. Die Anfechtung 
eines solchen Vergleichs sollte nur dann möglich sein, 
wenn er dem Sinn des Verfahrens oder den Prinzipien 
des Familienrechts widerspricht.

Stellung des Organs der Jugendhilfe
Dem Organ der Jugendhilfe muß in allen seinen Ver­
antwortungsbereich betreffenden Verfahren über das 
Bestehen eines Eltern-Kind-Verhältnisses, über das 
elterliche Erziehungsrecht und in Eheverfahren, in de­
nen über das elterliche Erziehungsrecht zu entscheiden 
ist, die Stellung eines Verfahrensbeteiligten eingeräumt 
werden mit der Befugnis, auch dann Sach- und Beweis­
anträge stellen zu können, wenn es nicht Partei ist. In 
bestimmten Fällen muß ihm sogar die Möglichkeit ge­
geben werden, selbständig Rechtsmittel einzulegen. 
Entsprechend der hohen Verantwortung, die dem Organ 
der Jugendhilfe sowohl für die Wahrung des Wohles 
minderjähriger Kinder als auch zur Unterstützung der 
Eltern bei der Erziehung der Kinder übertragen worden 
ist, muß es z. B. gegen die auf Klage des nicht erzie- 
hungsberechtigten Eltemteils ergangene Entscheidung 
auf Änderung der Entscheidung über das elterliche 
Erziehungsrecht nach § 48 FGB-Entwurf oder gegen die 
Entscheidung über die Klage der Eltern des an Kindes 
Statt angenommenen Kindes oder des Annehmenden 
auf Aufhebung der Adoption nach den §§ 74 und 76 
FGB-Entwurf Rechtsmittel einlegen können.

Gleichberechtigung von Mann und Frau
Das Prinzip der Gleichstellung der Geschlechter im 
Prozeß gilt in unserem Familienverfahren seit langem. 
In allen Verfahren zwischen Ehegatten oder früheren 
Ehegatten (also z. B. auch in Verfahren über das elter­
liche Erziehungsrecht oder über die Verteilung des ge­
meinsamen Vermögens u. a.) wird die Zuständigkeit 
durch den letzten gemeinsamen Wohnsitz der Ehegatten 
bestimmt, weil davon ausgegangen werden kann, daß 
im allgemeinen dort die beste Möglichkeit der Sach­
aufklärung und Einwirkungsmöglichkeit auf die Par­
teien besteht. Kann eine solche Zuständigkeit nicht be­
gründet werden, weil keiner der Ehegatten mehr an 
dem gemeinsamen Wohnsitz wohnt oder die Parteien 
keinen gemeinsamen Wohnsitz in der DDR hatten, so 
soll das Kreisgericht zuständig sein, in dessen Bereich 
der Verklagte seinen Wohnsitz hat Die allgemeine Re­
gelung wird ergänzt durch entsprechende Bestimmun-
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